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A. Landesverwaltungsamt 

 
Öffentliche Bekanntmachung des  

Referates Wirtschaft über die Ausschreibung 
bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger (m/w/d) 

für den Kehrbezirk Jerichower Land Nr. 06 
 

Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfe-
gerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger wird 
im Land Sachsen-Anhalt der Kehrbezirk Jerichower 
Land Nr. 06 für eine Bestellung zum 01. Mai 2021 (Verga-
betermin) ausgeschrieben. Der vollständige Ausschrei-
bungstext kann ab dem 15.01.2021 unter www.bund.de 
sowie unter www.lvwa.sachsen-anhalt.de abgerufen wer-
den. Ferner liegt der Ausschreibungstext bis zum Ablauf 
der Bewerbungsfrist im Landesverwaltungsamt beim Re-
ferat Wirtschaft zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Februar 
2021 (Ausschlussfrist) an das 
 

Landesverwaltungsamt 
Referat Wirtschaft 

Ernst-Kamieth-Straße 2 
06112 Halle (Saale) 

 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  
Referates Wirtschaft über die Ausschreibung 

bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger (m/w/d) 
für den Kehrbezirk Magdeburg Nr. 01 

 
Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfe-
gerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger wird 
im Land Sachsen-Anhalt der Kehrbezirk Magdeburg Nr. 
01 für eine Bestellung zum 01. Mai 2021 (Vergabetermin) 
ausgeschrieben. Der vollständige Ausschreibungstext 
kann ab dem 15.01.2021 unter www.bund.de sowie unter 
www.lvwa.sachsen-anhalt.de abgerufen werden. Ferner 
liegt der Ausschreibungstext bis zum Ablauf der Bewer-
bungsfrist im Landesverwaltungsamt beim Referat Wirt-
schaft zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Februar 
2021 (Ausschlussfrist) an das 
 

Landesverwaltungsamt 
Referat Wirtschaft 

Ernst-Kamieth-Straße 2 
06112 Halle (Saale) 
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---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des  
Referates Wirtschaft über die Ausschreibung 

bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger (m/w/d) 
für den Kehrbezirk Altmarkkreis Nr. 10 

 
Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfe-
gerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger wird 
im Land Sachsen-Anhalt der Kehrbezirk Altmarkkreis 
Nr. 10 für eine Bestellung zum 01. Juli 2021 (Vergabeter-
min) ausgeschrieben. Der vollständige Ausschreibungs-
text kann ab dem 15.01.2021 unter www.bund.de sowie 
unter www.lvwa.sachsen-anhalt.de abgerufen werden. 
Ferner liegt der Ausschreibungstext bis zum Ablauf der Be-
werbungsfrist im Landesverwaltungsamt beim Referat 
Wirtschaft zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Februar 
2021 (Ausschlussfrist) an das 
 

Landesverwaltungsamt 
Referat Wirtschaft 

Ernst-Kamieth-Straße 2 
06112 Halle (Saale) 

 
---------- 

 
Öffentliche Bekanntmachung des  

Referates Wirtschaft über die Ausschreibung 
bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger (m/w/d) 

für den Kehrbezirk Mansfeld-Südharz Nr. 14 
 

Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfe-
gerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger wird 
im Land Sachsen-Anhalt der Kehrbezirk Mansfeld-Süd-
harz Nr. 14 für eine Bestellung zum 01. Juli 2021 (Verga-
betermin) ausgeschrieben. Der vollständige Ausschrei-
bungstext kann ab dem 15.01.2021 unter www.bund.de 
sowie unter www.lvwa.sachsen-anhalt.de abgerufen wer-
den. Ferner liegt der Ausschreibungstext bis zum Ablauf 
der Bewerbungsfrist im Landesverwaltungsamt beim Re-
ferat Wirtschaft zu jedermanns Einsicht aus. 
 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Februar 
2021 (Ausschlussfrist) an das 
 

Landesverwaltungsamt 
Referat Wirtschaft 

Ernst-Kamieth-Straße 2 
06112 Halle (Saale) 

 
---------- 

 
Öffentliche Bekanntmachung des  

Referates Wirtschaft über die Ausschreibung 
bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger (m/w/d) 

für den Kehrbezirk Wittenberg Nr. 01 
 

Für die Tätigkeit als bevollmächtigte Bezirksschornsteinfe-
gerin oder bevollmächtigter Bezirksschornsteinfeger wird 
im Land Sachsen-Anhalt der Kehrbezirk Wittenberg Nr. 
01 für eine Bestellung zum 01. Juli 2021 (Vergabetermin) 
ausgeschrieben. Der vollständige Ausschreibungstext 
kann ab dem 15.01.2021 unter www.bund.de sowie unter 
www.lvwa.sachsen-anhalt.de abgerufen werden. Ferner 
liegt der Ausschreibungstext bis zum Ablauf der Bewer-
bungsfrist im Landesverwaltungsamt beim Referat Wirt-
schaft zu jedermanns Einsicht aus. 

 
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Februar 
2021 (Ausschlussfrist) an das 
 

Landesverwaltungsamt 
Referat Wirtschaft 

Ernst-Kamieth-Straße 2 
06112 Halle (Saale) 

 
---------- 

 
Öffentliche Bekanntgabe des Referates  

Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  
Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  

Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen 

des Genehmigungsverfahrens zum Antrag der  
Biogas Stegelitz GmbH & Co. KG in 39288 Burg auf 
Erteilung einer Genehmigung nach § 4 des Bundes-

Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die  
Errichtung und den Betrieb der Biogasanlage  

Stegelitz, Stadt Möckern, Ortsteil Stegelitz,  
Landkreis Jerichower Land 

 
Die Biogas Stegelitz GmbH & Co. KG in 39288 Burg bean-
tragte mit Schreiben vom 30.08.2018 beim Landesverwal-
tungsamt Sachsen-Anhalt die Genehmigung nach § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes für die Errichtung und 
den Betrieb der  
 

Anlage zur Erzeugung von Biogas  
(Produktionskapazität von 12,26 Mio. Nm³ / Jahr) 

mit einem Blockheizkraftwerk (BHKW)  
(Verarbeitungskapazität von 12,26 Mio. Nm³ / Jahr) 

und einer Gasaufbereitungsanlage  
(Feuerungswärmeleistung von 1,295 MW) 

 
auf dem Grundstück in 39291 Möckern, OT Stegelitz,  

Industriegebiet Dammfeld II  
 
Gemarkung: Stegelitz 
Flur:  1 
Flurstücke: 22/3; 34, 110 und 112. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer Vorprüfung nach § 7 Abs. 1 UVPG festge-
stellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine er-
heblichen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, 
so dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Die Feststellung wurde aus den folgenden wesentlichen 
Gründen getroffen: 
 
- 1. Merkmale des Vorhabens 
 
Die Biogasanlage einschließlich ihrer Nebenanlagen wird 
auf dem Areal des ehemaligen Kalksandsteinwerkes ca. 1 
km nördlich der Ortschaft Stegelitz errichtet und betrieben.  
Die Biogasanlage soll ausschließlich mit nachwachsenden 
Rohstoffen (ca. 55.000 t Zuckerrüben, Maissilage und Ge-
treide/ Jahr) betrieben werden.  
 
- 2. Standort des Vorhabens 
 
Das Anlagengrundstück liegt im Geltungsbereich des Be-
bauungsplanes Dammfeld II der Stadt Möckern und ist als 
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Industriegebiet (GI) ausgewiesen. Nördlich des Anlagen-
standortes befinden sich gewerbliche / industrielle Nutzun-
gen.  
 
Die gemischte Baufläche des Ortes Stegelitz ist ca. 950 m 
vom Vorhabensgebiet entfernt. Eine Sonderbaufläche 
reicht bis auf ca. 1.100 m und die Wohnbaufläche ca. 
1.500 m an das Vorhabensgebiet heran.  
Im näheren Umfeld des Vorhabengebietes befinden sich 
keine Schutzgebiete nach Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG).  
Im Süden des Grundstückes hat sich aus dem aufgelasse-
nen Tagebau ein Stillgewässer entwickelt, bei dem es sich 
gemäß § 30 BNatSchG um ein gesetzlich geschütztes Bi-
otop handelt. 
Ein archäologisches Kulturdenkmal befindet sich ca. 350 
m südöstlich vom Vorhabengebiet entfernt. In Stegelitz 
sind ein archäologisches Kulturdenkmal (Entfernung ca. 
1.500 m) und zwei Baudenkmäler (Entfernung ca. 1.300 
m) vorhanden. 
 
- 3. Entscheidungserhebliche Merkmale des  

    Vorhabens oder des Standortes 
 
Die durch die Errichtung und den Betrieb der Biogasanlage 
verursachten Emissionen (Luftschadstoffe, Gerüche und 
Lärm) verursachen keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen auf das Schutzgut Mensch, insbesondere die 
menschliche Gesundheit. 
Die von der Biogasanlage emittierten Luftschadstoffe un-
terschreiten die Grenzwerte der Technischen Anleitung 
(TA) Luft. An den Immissionsorten im Umfeld der Biogas-
anlage werden die Anforderungen der Geruchsimmissi-
onsrichtlinie (GIRL) hinsichtlich der Einhaltung der gebiets-
anhängigen Immissionswerte und Geruchsstundenhäufig-
keit zuverlässig eingehalten werden. Anhand einer Schal-
limmissionsprognose wurde nachgewiesen, dass an allen 
Immissionsorten sowohl am Tage als auch in der Nacht 
keine Überschreitungen der Immissionsrichtwerte der 
Technischen Anleitung (TA) Lärm durch den Betrieb der 
Biogasanlage zu erwarten sind. Die Ausrüstung mit Sicher-
heitstechnik gewährleistet bei sicherheitsrelevanten Anla-
genstörungen, dass keine Gefahren für die angrenzenden 
Gewerbebetriebe und die weiter entfernte Wohnbevölke-
rung hervorgerufen werden können.  
 
Durch Maßnahmen zum Vermeidung von Beeinträchtigun-
gen des Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 
gemäß Artenschutzfachbeitrag werden Verbotstatbe-
stände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG vermieden. Es werden 
durch das Vorhaben nur relativ geringwertige Biotopflä-
chen beansprucht, die Ammoniak- und Stickstoffemissio-
nen für benachbarte geschützte Biotope werden unterhalb 
der Relevanzgrenze liegen. Insgesamt ist unter Beachtung 
der o.g. Maßnahmen bezüglich des Schutzgutes Tiere, 
Pflanzen und biologische Vielfalt mit keinen erheblich 
nachteiligen Auswirkungen zu rechnen. 
 
Für die Schutzgüter Boden und Fläche werden aufgrund 
der anthropogenen Vorbelastungen, der durchschnittli-
chen Bedeutung der betroffenen Böden und aufgrund der 
Einhaltung des zulässigen Versiegelungsgrades des Vor-
habengebietes keine erheblichen nachteiligen Auswirkun-
gen erwartet. 
 
Auf das Schutzgut Wasser werden durch Einhaltung des 
Standes der Technik und der wasserrechtlichen Anforde-
rungen keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen her-
vorgerufen werden können.  

 
Auf die Schutzgüter Klima und Luftwerden keine erheblich 
nachteiligen Auswirkungen erwartet.  
 
Aufgrund der Errichtung in einem Industriegebiet und der 
Lage in unmittelbarer Nachbarschaft zu bereits vorhande-
nen Gebäuden kann eine schonende Einbindung der Bio-
gasanlage in das vorhandene Landschaftsbild ermöglicht 
werden. Aufgrund der relativ großen Abstände (> 4 km) zu 
Landschaftsschutzgebieten sind erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf diese Schutzgebiete nicht zu erwarten.  
 
Die durch das Vorhaben beeinflussten Wirkungspfade in-
nerhalb der einzelnen betrachteten Schutzgüter ergaben 
keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das je-
weilige Schutzgut. Für das Schutzgut Wechselwirkungen 
zwischen den Schutzgütern sind somit keine erheblichen 
nachteiligen Auswirkungen durch das Vorhaben zu erwar-
ten. 
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben nach § 7 Abs. 1 UVPG durchgeführt worden ist 
und ob das Ergebnis nachvollziehbar ist.  
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Einzelfallprüfung nach § 9 des Gesetzes über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen des 

Genehmigungsverfahrens zum Antrag von ENERTEC 
Biogas Genthin GmbH in 39307 Genthin,  

Am Kröpelberg 7 auf Erteilung einer Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

zur Biogasanlage Genthin in Genthin,  
Landkreis Jerichower Land 

 
Die ENERTEC Biogas Genthin GmbH in 39307 Genthin 
beantragte mit Schreiben vom 04.06.2020 (Posteingang 
08.06.2020) beim Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
die Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (BImSchG) für eine wesentliche Änderung 
der 
 

Biogasanlage Genthin 
 
hier:  Reduzierung der Einsatzstoffe und Nutzungs-

erweiterung der Fahrsiloanlage   
 
auf dem Grundstück in  39307 Genthin 
 
Gemarkung: Genthin  
Flur:  1 
Flurstücke: 10175, 10176, 10177, 10180, 10181, 

10184, 10185, 10186, 10189, 10190, 
10191, 10194, 10195, 10198, 10199, 
10202, 10203, 10206, 10209, 10210, 
10211. 

 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer Einzelfallprüfung nach § 9 UVPG festge-
stellt wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine er-
heblichen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, 
so dass im Rahmen des  
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Genehmigungsverfahrens keine Umweltverträglichkeits-
prüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen  
Vorkehrungen ergeben sich folgende wesentliche Gründe 
für Feststellung:  
 
Beschreibung der relevanten Merkmale des Standor-
tes und der Ausgangslage 
Der Standort der Biogasanlage befindet sich im nördlichen 
Stadtrand Genthins im Landkreis Jerichower Land. Die 
verkehrstechnische Erschließung wird über das bereits 
vorhandene Gewerbegebiet Nord gewährleistet.  
Während sich die nächste Wohnbebauung nordöstlich der 
Biogasanlage in der Ortslage  
Brettin in ca. 500 m Entfernung befindet, liegen die nächst-
liegenden Gewerbegebiete westlich und südwestlich der 
Anlage. 
Der Anlagenstandort grenzt in Richtung Westen an das 
Wasserschutzgebiet Zone 3  
„Genthin 1 Altenplathow“. 
 
Die zum Anlagenstandort nächsten Schutzgebiete sind:  
 

 
 
Einordnung des Vorhabens gemäß Anlage 1 UVPG 
Aufgrund der Durchsatzkapazität an Einsatzstoffen von 
148,49 t / Tag ist die Biogasanlage unter die Nr. 8.4.2.1 
Anlage 1 UVPG einzuordnen, so dass für diese Anlage 
eine allgemeine Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
i.V.m. § 7 Abs. 1 UVPG durchzuführen ist. 
Für die Nebenanlage Biogaslagerung (brennbares Gas) ist 
aufgrund der Lagermenge von 18,59 t eine standortbezo-
gene Vorprüfung nach § 7 Abs. 2 UVPG i.V.m. Nr. 9.1.1.3 
Anlage 1 UVPG durchzuführen. 
Für die Nebenanlage Blockheizkraftwerkanlage (BHKW-
Anlage, Gesamtfeuerungswärmeleistung: ca. 2 MW) ist 
ebenfalls eine standortbezogene Vorprüfung nach § 7 Abs. 
2 UVPG i.V.m. Nr. 1.2.2.2 Anlage 1 UVPG durchzuführen. 
Für die Gasaufbereitungsanlage mit einer Kapazität von 
ca. 10,40 Mio. Normkubikmeter / Jahr ist eine allgemeine 
Vorprüfung nach § 7 Abs. 2 UVPG i. V. m. Nr. 1.11.2.1 An-
lage 1 durchzuführen. 
Aufgrund der engen räumlichen und verfahrenstechni-
schen Verknüpfung der vorgenannten Anlagen wurde für 
den gesamten Anlagenkomplex (Biogasanlage, Biogasla-
gerung, BHKW-Anlage und Gasaufbereitungsanlage) eine 
allgemeine Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 i. V. 
m. § 7 Abs. 1 UVPG durchgeführt. 
 
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
Im Zusammenhang mit der Änderung der Biogasanlage 
am Standort Genthin sind folgende Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen vorgesehen: 
- Umsetzung des Standes der Technik und der Sicher-

heitstechnik bei der Errichtung und dem Betrieb der 
neuen Anlagenteile 

- Abdeckung der Maissilage und des separierten festen 
Gärrestes zur Reduzierung von Geruchsemissionen 

- Das Abkippen und die Lagerung von Grassilage auf der 
Fahrsiloanlage ist auf die Monate Juni bis September 

und auf eine Tagesration (maximal 20 Tonnen) be-
schränkt. Die emittierende Oberfläche darf maximal 16 
m2 betragen. 

- Das Abkippen und die Lagerung von Geflügelmist auf 
der Fahrsiloanlage ist auf eine Tagesration (maximal 20 
Tonnen) beschränkt. Die emittierende Oberfläche darf 
maximal 16 m2 betragen. 

 
Beschreibung der Umwelteinwirkungen des Vorha-
bens und Einschätzung deren Nachteiligkeit unter 
Verwendung der Kriterien der Anlage 3 zum UVPG 
Das mit immissionsschutzrechtlicher Genehmigung vom 
30.06.2011 zugelassene Grundvor-haben und die mit Ge-
nehmigungsbescheiden vom 23.02.2015 und 04.06.2018 
zugelassenen Änderungen der Biogasanlage wurden bei 
der Durchführung der allgemeinen Vorprüfung nach §§ 9 
und 7 UVPG mitberücksichtigt. 
 
Schutzgut Menschen, insbesondere die menschliche 
Gesundheit 
Luftschadstoffe und Gerüche 
Anhand einer Geruchsprognose wurde insbesondere un-
ter Berücksichtigung der o. g. Emissionsminderungsmaß-
nahmen nachgewiesen, dass sich durch die Änderung der 
Biogasanlage die Geruchsimmissionssituation im Anla-
genumfeld im Vergleich zu genehmigten Zustand nicht 
verschlechtern wird. 
 
Schallemissionen 
Durch das Vorhaben ergeben sich keine Änderungen im 
Vergleich zu den bestehenden Schallemissionen der Bio-
gasanlage. 
 
Störfallrisiko 
Mit dem Vorhaben sind keine Veränderungen bzw. Zunah-
men hinsichtlich der Gaslagerkapazität der Biogasanlage 
geplant, so dass mit dem Vorhaben keine zusätzlichen 
Störfallrisiken verbunden sein werden. 
Insgesamt wird eingeschätzt, dass das Vorhaben keine er-
heblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut 
Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit 
hervorrufen wird. 
 
Schutzgut Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt 
Mit dem Vorhaben sind keine zusätzlichen Flächenversie-
gelungen und Luftschadstoffemissionen verbunden, so 
dass hieraus keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
auf die o. g. Natura 2000-Gebiete resultieren werden. 
Erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut 
Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt sind daher nicht 
zu erwarten. 
 
Schutzgut Boden und Fläche 
Mit dem Vorhaben sind keine zusätzlichen Flächenversie-
gelungen verbunden, so dass von dem Vorhaben keine er-
heblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut 
Boden und Fläche ausgehen werden. 
 
Schutzgut Wasser 
Die Zwischenlagerung von separierten Gärresten als Fes-
tanteil und der Tagesration an Geflügelmist erfolgt auf was-
serundurchlässigen und säurebeständigen Flächen inner-
halb des vorhandenen Fahrsilos, so dass hierdurch erheb-
liche nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 
zuverlässig verhindert werden können. Durch diese 
Schutzvorkehrungen und unter dem Gesichtspunkt der 
Verringerung des Anlagendurchsatzes sind erhebliche 
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nachteilige Beeinträchtigungen des angrenzenden Was-
serschutzgebietes Zone 3 „Genthin 1 Altenplathow“ nicht 
zu erwarten. 
 
Schutzgut Klima 
Relevante Wirkfaktoren auf das Klima werden durch das 
Vorhaben nicht hervorgerufen, da das Vorhaben keine er-
heblichen Emissionen hervorrufen wird und mit dem Vor-
haben keine zusätzlichen Flächenversiegelungen verbun-
den sein werden. 
 
Schutzgut Landschaft 
Da mit dem Vorhaben keine baulichen Veränderungen der 
bestehenden Biogasanlage verbunden sind, können sich 
hierdurch keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen 
auf das Schutzgut Landschaft ergeben. 
 
Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 
Da mit dem Vorhaben keine baulichen Veränderungen der 
Biogasanlage verbunden sein werden, sind erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut kulturelles 
Erbe und sonstige Sachgüter nicht zu erwarten. 
 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 
Da die mit dem Vorhaben verbunden Auswirkungen auf 
die Schutzgüter des UVPG weiterhin relativ gering und 
nicht erheblich nachteilig sein werden, sind für das Schutz-
gut Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern eben-
falls keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen zu er-
warten. 
 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben des § 9 UVPG durchgeführt worden ist und ob 
das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Entscheidung über den Erörterungstermin im  

Rahmen des Genehmigungsverfahrens zum Antrag 
der Firma MDSU - Mitteldeutsche Schlacke Union 
GmbH & Co. KG in 39288 Burg auf Erteilung einer  
Genehmigung nach § 16 des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes zur wesentlichen Änderung der 
Schlacke- und Metallaufbereitungsanlage in 39288 

Burg OT Reesen, Landkreis Jerichower Land 
 
Die Firma MDSU - Mitteldeutsche Schlacke Union GmbH 
& Co. KG in 39288 Burg beantragte beim Landesverwal-
tungsamt die Erteilung einer Genehmigung nach § 16 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) zur we-
sentlichen Änderung der  
 

Schlacke- und Metallaufbereitungsanlage mit einer 
Durchsatzkapazität von 2.520 t/d und einer  

Lagerkapazität von 147.300 t 
 
Hier:  
- Erweiterung der Anlage um einen Anlagenteil durch 

Errichtung und Betrieb: 
 - einer Aufbereitungshalle mit Versickerungs-

mulde (Dachentwässerung), 
 - eines Büro- und Sozialgebäudes, 

 - einer Waage, 
 - der Anlagentechnik (Vorbehandlungsanlage), 
 - eines Lagerplatzes mit Wassersammelbecken, 
 - von Förderbandanlagen, 
 - von Verkehrswegen 
 
- Erhöhung der Gesamtdurchsatzkapazität auf  

3.840 t/d und der Gesamtlagerkapazität auf 222.450 t  
 
(Anlage nach Nr. 8.10.2.1, 8.11.2.3 und 8.12.2 des An-
hangs 1 zur Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen - 4. BImSchV) 
 
auf einem Grundstück in 39288 Burg   
 
Gemarkung:  Reesen    
Flur:  3  
Flurstücke: 10105, 10103, 10101, 10099, 10097, 

10095, 10093, 137/5, 137/4, 137/3, 
137/2, 137/1, ,108/2, 10090, 10088, 
10086, 10091, 10089, 10087, 10104, 
10102,  10100, 10098. 10096, 10094, 
10092, 

 
Flur:  2 
Flurstücke: 205/2, 10013, 10011, 10009, 10007, 

10005, 10003, 10012, 10010, 10008, 
10006, 10004. 

 
Das Vorhaben wurde am 15.10.2020 bekannt gemacht. 
Gemäß § 12 Abs. 1 der Verordnung über das Genehmi-
gungsverfahren (9. BImSchV) wird hiermit bekannt ge-
macht, dass die Genehmigungsbehörde in Ausübung 
pflichtgemäßen Ermessens entschieden hat, dass der Er-
örterungstermin am 26.01.2021 nicht stattfindet.  
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung über die 
Entscheidung zum Antrag von Dr. Wolfgang Koczott 
Chemisch- technischer Betrieb in 27721 Ritterhude 

auf Erteilung einer Genehmigung nach § 4 des  
Bundes-Immissionsschutzgesetzes zur Errichtung 

und zum Betrieb einer Recycling-Anlage zur  
Aufbereitung von Kunststoffen in 39218 Schönebeck, 

Salzlandkreis 
 
Auf Antrag von Dr. Wolfgang Koczott Chemisch-techni-
scher Betrieb in 27721 Ritterhude, Kiepelbergstraße 12a, 
wird die immissionsschutzrechtliche Genehmigung nach § 
4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für 
die Errichtung und den Betrieb einer 
 
- Recycling-Anlage zur Aufbereitung von Kunststof-

fen mit einer Durchsatzkapazität von 150 t/d,  
- Anlage zur Destillation von Lösemitteln mit einer 

Durchsatzkapazität von 150 t/d, 
- Anlage zur zeitweiligen Lagerung mit einer Lagerka-

pazität von 900 t, davon 450 t gefährliche Abfälle und 
450 t nicht gefährliche Abfälle 

 
(Anlage nach den Nrn. 8.11.1.1 (Nr. 5), 8.10.2.1, 8.12.1.1 
und 8.12.2 des Anhangs 1 der Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV))  
 
auf dem Grundstück in 39218 Schönebeck,  
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Gemarkung:  Salzelmen 
Flur:  1 
Flurstücke: 10010, 10008, 10334 
 
durch das Landesverwaltungsamt erteilt.  
 
Die Genehmigung ist gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit Be-
dingungen und Auflagen zur Erfüllung der Genehmigungs-
voraussetzungen im Sinne des § 6 BImSchG verbunden 
und enthält folgende Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Magdeburg (Justizzentrum Magdeburg, Breiter Weg 203 – 
206, 39104 Magdeburg) erhoben werden. 
 
Der Genehmigungsbescheid einschließlich der Begrün-
dung liegt in der Zeit vom 
 

16.01.2021 bis einschließlich 29.01.2021 
 
bei folgenden Behörden aus und kann zu den angegebe-
nen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Stadt Schönebeck 
 Stadtplanungs- und Stadtentwicklungsamt 
 Zimmer 301 
 Breiteweg 12 
 39218 Schönebeck (Elbe) 
  
Mo 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 
Di 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr 
Mi 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr und 13:00 Uhr bis 15:00 Uhr 
Do 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr  
Fr 08:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
(Beachten Sie bitte, dass das Gebäude der Stadtver-
waltung Breiteweg 12 zur Eindämmung des Corona-
Virus für die Öffentlichkeit nur eingeschränkt zugän-
gig ist. Eine persönliche Einsichtnahme in die Ent-
scheidung ist nur nach vorheriger Terminabstimmung 
möglich. Zur Terminvereinbarung nutzen Sie bitte die 
Telefonnummer: 03928 710 420) 
 
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
 Raum A 123  
 Dessauer Str. 70,  
 06118 Halle (Saale) 
 
Mo. – Do   von 08:00 bis 16:00 Uhr 
Fr. und vor  
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 13:00 Uhr 
 
(Beachten Sie bitte, dass das Landesverwaltungsamt 
zur Eindämmung des Corona-Virus für die Öffentlich-
keit nur eingeschränkt zugängig ist. Eine persönliche 
Einsichtnahme in die Entscheidung ist nur nach vor-
heriger Terminabstimmung möglich. Zur Terminver-
einbarung nutzen Sie bitte die Telefonnummern: 0345 
514 2253 bzw. 2258) 
 
Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, wird durch 
diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Vom Tage der 
öffentlichen Bekanntmachung an bis zum Ablauf der Kla-
gefrist können der Bescheid und seine Begründung von 
den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schrift-
lich beim Landesverwaltungsamt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 

06112 Halle (Saale) angefordert werden. Die Übersen-
dung des Bescheides erfolgt formlos und setzt keine 
neuen Rechtsmittelfristen in Gang. Mit dem Ende der o. g. 
Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, 
die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Magdeburg (Justizzentrum Magdeburg, Breiter Weg 203 – 
206, 39104 Magdeburg) erhoben werden. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung über die 
Entscheidung zum Antrag der HKW Halle-Trotha 
GmbH in 06108 Halle (Saale) auf Erteilung einer  
ersten Teilgenehmigung nach § 8 des Bundes- 
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) i. V. m.  

§ 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung der KWK-
Anlage in 06118 Halle (Saale), Stadt Halle (Saale) 

 
Auf Antrag wird der HKW Halle-Trotha GmbH in 06108 
Halle (Saale), Bornknechtstraße 5, die immissionsschutz-
rechtliche erste Teilgenehmigung nach § 8 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) i. V. m. § 16 BIm-
SchG für Modernisierung der: 

 
KWK-Anlage mit einer Feuerungswärmeleistung 

(FWL) von 175 MW 
 
- Ersatz der Gasturbine LM6000PF durch eine 

LM6000PF2 mit der Erhöhung der Feuerungswär-
meleistung (FWL) von 120 MW auf 142 MW,  

- Modernisierung der Dampfturbinenanlage,  
- Ertüchtigung der Spitzendampfkessel,  
- Errichtung und Betrieb einer Netzersatzanlage 

(Gasmotor) mit einer FWL von 0,4 MW zur Ei-
genversorgung bei Stillstand der Gasturbine,  

- Maßnahmen zur Steigerung der Effizienz durch 
den Einsatz einer Wärmepumpe und einer effizien-
teren Einspeisung der Wärme in das vorhandene 
Fernwärmenetz  

 
(Anlage nach Nr. 1.1 des Anhangs 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV))  
 
auf einem Grundstück in 06118 Halle (Saale)  
 
Gemarkung: Trotha  
Flur:   2  
Flurstück:  99  
 
durch das Landesverwaltungsamt erteilt.  
 
Die Genehmigung ist gemäß § 12 Abs. 1 BImSchG mit Be-
dingungen und Auflagen zur Erfüllung der Genehmigungs-
voraussetzungen im Sinne des § 6 BImSchG verbunden 
und enthält folgende Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Halle (Justizzentrum Halle, Thüringer Str. 16, 06112 
Halle(Saale)) erhoben werden. 
 
Der Genehmigungsbescheid einschließlich der Begrün-
dung liegt in der Zeit vom 
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16.01.2021 bis einschließlich 29.01.2021 
 
bei folgenden Behörden aus und kann zu den angegebe-
nen Werktagen und Zeiten eingesehen werden: 
 
1. Stadtverwaltung Halle (Saale) 
 Technisches Rathaus, 
 Foyer (beim Pförtner)  
 Hansering 15 
 06108 Halle (Saale) 
 
Mo 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Di 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 18:00 Uhr  
Mi 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Do 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr und 14:00 Uhr bis 16:00 Uhr 
Fr 09:00 Uhr bis 12:00 Uhr 
 
2. Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt 
 Raum A 123  
 Dessauer Str. 70,  
 06118 Halle (Saale) 
 
Mo. – Do.  von 08:00 bis 16:00 Uhr 
Fr. und vor  
gesetzlichen Feiertagen von 08:00 bis 13:00 Uhr 
 
(Beachten Sie bitte, dass das Landesverwaltungsamt 
zur Eindämmung des Corona-Virus für die Öffentlich-
keit nur eingeschränkt zugängig ist. Eine persönliche 
Einsichtnahme in die Entscheidung ist nur nach vor-
heriger Terminabstimmung möglich. Zur Terminver-
einbarung nutzen Sie bitte die Telefonnummern: 0345 
514 2253 bzw. 2258) 
 
3. Gemeinde Petersberg 
 Bauamt, Zimmer 207 
 Götschetalstraße 15 
 06193 Petersberg/OS Wallwitz 
 
Mo, Mi, Do  von 08:00 Uhr bis 15:00 Uhr 
Di   von 08:00 Uhr bis 18:00 Uhr 
Fr   von 08:00 Uhr bis 12:30 Uhr 
 
(Beachten Sie bitte, dass die Gemeindeverwaltung zur 
Eindämmung des Corona-Virus für die Öffentlichkeit 
nur eingeschränkt zugängig ist. Eine persönliche Ein-
sichtnahme in die Entscheidung ist nur nach vorheri-
ger Terminabstimmung möglich. Zur Terminvereinba-
rung nutzen Sie bitte die Telefonnummer: 03 46 06 / 25 
30) 
 
Die Zustellung des Genehmigungsbescheides an die Per-
sonen, die Einwendungen erhoben haben, wird durch 
diese öffentliche Bekanntmachung ersetzt. Vom Tage der 
öffentlichen Bekanntmachung an bis zum Ablauf der Kla-
gefrist können der Bescheid und seine Begründung von 
den Personen, die Einwendungen erhoben haben, schrift-
lich beim Landesverwaltungsamt, Ernst-Kamieth-Straße 2, 
06112 Halle (Saale) angefordert werden. Die Übersen-
dung des Bescheides erfolgt formlos und setzt keine 
neuen Rechtsmittelfristen in Gang. Mit dem Ende der o. g. 
Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegenüber Dritten, 
die keine Einwendungen erhoben haben, als zugestellt. 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Halle (Justizzentrum Halle, Thüringer Str. 16, 06112 
Halle(Saale)) erhoben werden. 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntgabe des Referates  
Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit,  

Gentechnik, Umweltverträglichkeitsprüfung zur  
Vorprüfung nach § 9 des Gesetzes über die  

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) im Rahmen 
des Genehmigungsverfahrens zum Antrag der Firma 

SIDRA Wasserchemie GmbH in 06749 Bitterfeld- 
Wolfen auf Erteilung einer Genehmigung nach  

§ 16 BImSchG für die wesentliche Änderung der  
Anlage zur Herstellung von FeCl3 und FeClSO4 durch 

Optimierung und Erneuerung von Ausrüstung am 
Standort Bitterfeld-Wolfen in 06749 Bitterfeld-Wolfen, 

Landkreis Anhalt-Bitterfeld 
 
Die SIDRA Wasserchemie GmbH in 06749 Bitterfeld-Wol-
fen beantragte mit Schreiben vom 07.08.2020 beim Lan-
desverwaltungsamt Sachsen-Anhalt die Genehmigung 
nach § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BIm-
SchG) für die wesentliche Änderung der 
 

Anlage zur Herstellung von FeCl3 und FeClSO4; 
 

Optimierung und Erneuerung von Ausrüstungen 
 
in 06749 Bitterfeld-Wolfen 
 
Gemarkung: Bitterfeld 
Flur:   48 
Flurstücke: 197, 202 und 203. 
 
Gemäß § 5 UVPG wird hiermit bekannt gegeben, dass im 
Rahmen einer Vorprüfung nach § 9 UVPG festgestellt 
wurde, dass durch das genannte Vorhaben keine erhebli-
chen nachteiligen Auswirkungen zu befürchten sind, so-
dass im Rahmen des Genehmigungsverfahrens keine 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) erforderlich ist.  
 
Aufgrund der Merkmale und des Standortes des Vorha-
bens sowie der getroffenen Vorkehrungen ergeben sich 
folgende wesentliche Gründe für die Feststellung: 
 
- Die geplanten Änderungen werden auch unter dem Ge-

sichtspunkt der unveränderten Anlagenkapazität nicht zu 
einer Veränderung der Luftschadstoffemissionen der An-
lage führen, da die Grenzwerte der TA Luft für Chlor (15 
g/h) und Chlorwasserstoff (150 g/h) gemäß letzter Emis-
sionsmessung (2018) weiterhin deutlich unterschritten 
werden. 

- Mit dem Vorhaben sind keine zusätzlichen Ge-
ruchsemissionen verbunden. 

- Die Stilllegung der Produktionsstrecke „industriell herge-
stellte Eisenoxide“ wird zur Reduktion der Staubemissio-
nen beitragen. 

- Hinsichtlich der mit dem Änderungsvorhaben verbunde-
nen Lärmemissionen ist keine wesentliche Zunahme zu 
erwarten. 

- Das Vorhaben ist nicht mit zusätzlichen Störfallrisiken 
verbunden. Aufgrund der Reduzierung des Durchmes-
sers und der Verkürzung der Chlorleitung verringert sich 
die Menge des in der Anlage befindlichen Chlors. Die 
neue Chlorleitung wird entsprechend dem Stand der Si-
cherheitstechnik errichtet und betrieben. 

- Insgesamt wird eingeschätzt, dass das Vorhaben keine 
erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf das Schutz-
gut Menschen, insbesondere die menschliche Gesund-
heit hervorrufen wird. 
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- Mit dem Vorhaben sind keine zusätzlichen Flächenver-
siegelungen und Luftschadstoffemissionen verbunden, 
so dass hieraus keine erheblichen nachteiligen Auswir-
kungen auf die betreffenden NATURA 2000-Gebiete 
(EU-Vogelschutzgebiet „Mittlere Elbe einschließlich 
Steckby - Löderitzer Forst“, FFH-Gebiet „Untere Mulde-
aue“) sowie anderer naturschutzrechtlich bedeutsamer 
Gebiete resultieren werden. Erhebliche nachteilige Aus-
wirkungen auf die Schutzgüter Tiere, Pflanzen und die 
biologische Vielfalt sowie Boden und Fläche sind daher 
nicht zu erwarten. 

- Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (FeCl3- 
und FeClSO4-  Lösungen) erfolgt entsprechend dem 
Stand der Technik und den wasserrechtlichen Anforde-
rungen (AwSV). Alle neuen und bestehenden Rohrlei-
tungen verlaufen innerhalb der vorhandenen und gesi-
cherten Tassen. Alle relevanten Rohrleitungen bestehen 
aus temperatur- und säurebeständigem Kunststoff. Das 
von Dachflächen und befestigten Flächen abfließende 
Niederschlagswasser wird in der Produktion eingesetzt. 
Aus diesen Gesichtspunkten sind erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser nicht zu erwar-
ten. 

- Relevante Wirkfaktoren auf das Klima werden durch das 
Vorhaben nicht hervorgerufen. 

- Da mit dem Vorhaben keine baulichen Veränderungen 
der Anlage verbunden sein werden, sind erhebliche 
nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft 
sowie auf die Schutzgüter kulturelles Erbe und sonstige 
Sachgüter nicht zu erwarten. 

- Zusammenfassend wird festgestellt, dass durch das Vor-
haben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf 
die einzelnen Schutzgüter zu erwarten sind. Daher erge-
ben sich hierdurch auch keine relevanten Wechselwir-
kungen zwischen den Schutzgütern. 

 
Die Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Beruht 
die Feststellung auf einer Vorprüfung, so ist die Einschät-
zung der zuständigen Behörde in einem gerichtlichen Ver-
fahren betreffend die Zulassungsentscheidung nur darauf-
hin zu überprüfen, ob die Vorprüfung entsprechend den 
Vorgaben des § 9 i. V. mit § 7 UVPG durchgeführt worden 
ist und ob das Ergebnis nachvollziehbar ist. 
 

---------- 
 

D. Sonstige Dienststellen 
 

Verordnung der Polizeiinspektion Magdeburg zur 
Einrichtung einer Waffenverbotszone im Bereich des 

Hauptbahnhofs der Landeshauptstadt Magdeburg 
(WaffVZ-VO Hbf. PI MD) 

 
Die Verordnung sowie die dazugehörige Karte sind Be-
standteil dieses Amtsblatts und befinden sich im Anlagen-
teil. 
 

---------- 
 

Verordnung der Polizeiinspektion Halle (Saale) zur 
Änderung der Verordnung über die Einrichtung einer 

Waffenverbotszone in Halle (Saale) im Bereich 
Riebeckplatz 

(WaffVZ-VO HAL Riebeckplatz) 
 
Die Verordnung ist Bestandteil dieses Amtsblatts und be-
findet sich im Anlagenteil. 
 

---------- 

 
Öffentliche Bekanntmachung  

der Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt über 
eine Straßenrechtliche Entscheidung; 

Verfügung der Landesstraßenbaubehörde vom 
16.12.2020 - Z/233-31030/1/21 

 
1. Straßenrechtliche Entscheidung 
 
Gemäß §§ 3, 6 und 8 des Straßengesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt vom 6.7.1993 (GVBl. LSA S. 334), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 26. Juni 2018 
(GVBl. LSA S. 187, 188), ergeht folgende straßenrechtli-
che Entscheidung: 
 
 
1.1 Widmung 
 
Die in der Stadt Hettstedt, Landkreis Mansfeld-Südharz, im 
Zuge der Landesstraße L 227 gelegene neu gebaute Teils-
trecke von ihrem Abzweig von der bisherigen Linie der 
Landesstraße L 227, bei Netzknoten 4334 005, Station 
1.158, bis zu ihrer Einmündung in die Linie der Landes-
straße L 227, bei Netzknoten 4334 005, Station 1.388 
(neu), mit einer Länge von 230 Metern, wird zur Landes-
straße als Bestandteil der Landesstraße    L 227 gewidmet. 
 
Der neu gebaute Kreisverkehr am Knoten Landesstraßen 
L 158/L 227, bei Netzknoten 4334 005, mit einer Länge von 
96 Metern, wird zur Landesstraße als Bestandteil der Lan-
desstraße L 158 gewidmet. 
 
Der neu gebaute Kreisverkehr am Knoten Landesstraße L 
227/Kreisstraße K 2338, bei Netzknoten 4334 004, mit ei-
ner Länge von 116 Metern, wird zur Landesstraße als Be-
standteil der Landesstraße L 227 gewidmet. 
 
1.2 Einziehung 
 
Die für jeden Verkehr entbehrlich gewordene Teilstrecke 
der Landesstraße L 227 vom Abzweig der Neubaustrecke 
der Landesstraße L 227 von der bisherigen Linie, bei Netz-
knoten 4334 005, Station 1.158, bis zur Einmündung der 
Neubaustrecke der Landesstraße L 227 in ihren Verlauf, 
bei Netzknoten 4334 005, Station 1.404 (alt), mit einer 
Länge von 246 Metern, wird eingezogen. 
 
2. Bekanntgabe 
 
Diese Verfügung gilt einen Tag nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung als bekannt gegeben. Diese Verfügung 
und ihre Begründung können während der Dienstzeiten in 
der Landesstraßenbaubehörde Sachsen-Anhalt, Zentrale, 
Hasselbachstraße 6, 39104 Magdeburg, Zimmer 1081, 
eingesehen werden. 
 
3. Rechtsbehelfsbelehrung  
 
Gegen diese Verfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwaltungsgericht 
Halle, Thüringer Straße 16, 06112 Halle (Saale), schriftlich, 
in elektronischer Form oder zur Niederschrift des Urkunds-
beamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben 
werden. 
 

---------- 
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Öffentliche Bekanntmachung der  
Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg 

 
Die nächste Sitzung der Regionalversammlung des kom-
munalen Zweckverbandes „Regionale Planungsgemein-
schaft Magdeburg“ findet am 17.02.2021 um 16.00 Uhr im 
Ratssaal der Landeshauptstadt Magdeburg, Alter Markt 6 
in 39104 Magdeburg zu folgender Tagesordnung statt: 
 

Tagesordnung Regionalversammlung 17.02.2021 
 
I. Öffentliche Sitzung 
 
TOP 1 Begrüßung, Feststellung der ordnungsgemäßen  
 Ladung und der Beschlussfähigkeit 
 
TOP 2 Bestätigung der Tagesordnung  
 
TOP 3 Bestätigung der Niederschrift der Sitzung vom  
 18.11.2020 
 
TOP 4 Entgegennahme des Jahresabschlusses 2018  
  und Entlastung des Vorsitzenden 
 
TOP 5 Änderung der Verwaltungskostensatzung 
 
TOP 6 Information zum Integrierten Regionalen  
  Entwicklungskonzept 
 
TOP 7 Bericht des Vorsitzenden über wichtige  
  Angelegenheiten des Zweckverbandes 
 
TOP 8 Mitteilungen, Anfragen, Anregungen 
 
Magdeburg, 8.1.2021 
 
gez. Markus Bauer 
Vorsitzender 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung der  
Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg über 

die Haushaltssatzung 2021 des Zweckverbandes 
„Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg“ 

 
1. Haushaltssatzung des Zweckverbandes „Regionale 
Planungsgemeinschaft Magdeburg“ 2021 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 
 
2. Bekanntmachung der Haushaltssatzung 2021 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 
2021 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Der Haus-
haltsplan mit seinen Anlagen liegt nach § 102 Abs. 2 KVG 
LSA zur Einsichtnahme vom 20.01.2021 bis 29.01.2021 in 
der Geschäftsstelle der Regionalen Planungsgemein-
schaft Magdeburg, Julius-Bremer-Straße 10, 39104 Mag-
deburg im Zimmer 453 von Mo-Fr von 7-12 Uhr und zudem 
von Mo-Do von 13-16 Uhr öffentlich aus. 
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Eine Genehmigung der Kommunalaufsichtsbehörde ist 
nicht erforderlich. Nach § 146 Abs. 2 KVG LSA hat die 
Kommunalaufsichtsbehörde die Gesetzmäßigkeit des Be-
schlusses über die Haushaltssatzung bestätigt (Verfügung 
vom 18.12.2020). 
 

 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung der  
Regionalen Planungsgemeinschaft Magdeburg über 

die Feststellung der Jahresrechnung 2017 
 
Auf der Grundlage des § 16 des Gesetzes über die Kom-
munale Gemeinschaftsarbeit LSA (GKG-LSA) vom 26. 
Februar 1998 (GVBl. LSA S. 81), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 14. Juli 2020 (GVBl. LSA S. 384) in Verbin-
dung mit § 120 des Kommunalverfassungsgesetzes des 
Landes Sachsen-Anhalt (KVG LSA) vom 17. Juni 2014 
(GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 7. Juli 2020 (GVBl. LSA S. 372), bestätigte 
die Regionalversammlung der Regionalen Planungsge-
meinschaft Magdeburg in ihrer Sitzung am 18.11.2020 den 
vom Vorsitzenden festgestellten Jahresabschluss 2017 
und erteilt zugleich dem Vorsitzenden Entlastung für die 
Durchführung des Haushaltsplans 2017 (Beschluss RV 
09/2020). 
 
Der Beschluss über den Jahresabschluss, der Rechen-
schaftsbericht, der Bericht über die Jahresabschlussprü-
fung mit dem Rechenschaftsbericht und die Stellung-
nahme zum Prüfbericht liegen in der Zeit vom 20.01.2021 
bis 29.01.2021 in der Geschäftsstelle des Zweckverban-
des Regionale Planungsgemeinschaft Magdeburg, Julius-
Bremer- Straße 10, 39104 Magdeburg, Zimmer 453 von 
Mo-Fr von 7-12 Uhr und zudem von Mo-Do von 13-16 Uhr 
öffentlich aus. 
 

 
 

---------- 
 

Öffentliche Bekanntmachung des kommunalen 
Zweckverbandes „Regionale Planungsgemeinschaft 

Magdeburg“ - Öffentliche Auslegung des  
2. Entwurfes des Regionalen Entwicklungsplanes für 

die Planungsregion Magdeburg mit Umweltbericht 
(Beschluss der Regionalversammlung RV 07/2020 

vom 29.09.2020) 
 
Die öffentliche Auslegung des 2. Entwurfes des Regi-
onalen Entwicklungsplanes für die Planungsregion 
Magdeburg mit Umweltbericht wird hiermit erneut be-
kanntgemacht.  
 
In ihrer Sitzung vom 29.09.2020 hat die Regionalver-
sammlung den 2. Entwurf des Regionalen Entwicklungs-
planes für die Planungsregion Magdeburg mit Umweltbe-
richt (REP MD) bestätigt (Beschluss-Nr. RV 07/2020). 
 

Die Planungsregion Magdeburg besteht nach § 21 Abs. 1 
Ziffer 2 Landesentwicklungsgesetz des Landes Sachsen-
Anhalt aus dem Landkreis Börde, dem Landkreis Je-
richower Land, dem Salzlandkreis und der Landeshaupt-
stadt Magdeburg. Die Planinhalte des REP MD sind das 
Leitbild der Planungsregion Magdeburg, Ziele und Grund-
sätze zur Entwicklung der Raumstruktur, Ziele und 
Grundsätze der Siedlungsstruktur, Ziele und Grundsätze 
zur Entwicklung der Standortpotenziale und der techni-
schen Infrastruktur, Ziele und Grundsätze zur Entwicklung 
der Freiraumstruktur sowie die zeichnerische Darstellung. 
 
Den in ihren Belangen berührten öffentlichen Stellen, den 
Personen des Privatrechts sowie der Öffentlichkeit ist gem. 
§ 9 Raumordnungsgesetz (ROG) i. V. m. § 7 Abs. 5 Lan-
desentwicklungsgesetz Sachsen-Anhalt (LEntwG LSA) 
Gelegenheit zur Stellungnahme zum Entwurf, zur Begrün-
dung und zum Umweltbericht zu geben. Den in ihren Be-
langen berührten Trägern öffentlicher Belange werden 
Planentwurf (Text und Karten), Begründung und Umwelt-
bericht zur Stellungnahme zugeleitet. Zur Beteiligung der 
Öffentlichkeit werden Planentwurf, Begründung und Um-
weltbericht in der Geschäftsstelle der Regionalen Pla-
nungsgemeinschaft Magdeburg, in den Verwaltungsge-
bäuden der Mitgliedskörperschaften sowie in den Verwal-
tungsgebäuden der Verbands- und Einheitsgemeinden 
der Planungsregion, öffentlich vom 25. Januar 2021 bis 
zum 5. März 2021 ausgelegt.  
 
Die Unterlagen werden zusätzlich im Internet auf der Seite 
www.regionmagdeburg.de für die Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht. Die E-Mail Adresse für die Abgabe von Stellung-
nahmen lautet: info@regionmagdeburg.de. In der Betreff-
zeile bitte „Neuaufstellung REP MD 2. Entwurf“ angeben. 
Stellungnahmen zum Planentwurf, seiner Begründung und 
zum Umweltbericht können abgegeben werden  
 

bis zum 05.03.2021. 
 
Die Anlagen 1 bis 5 als weitere zweckdienliche Unterlagen 
gem. § 9 Abs. 2 ROG werden den Trägern öffentlicher Be-
lange zugeleitet und öffentlich ausgelegt sowie im Internet 
bekannt gemacht.  
 
Die Anlagen 1 bis 5 wurden teilweise neu eingefügt oder 
aktualisiert bzw. überarbeitet. Die Anlage 1 „Beitrag zur 
Kulturlandschaft – Abgrenzung durch sprachliche Merk-
male“ wurde neu eingefügt, die Anlage 2 „Zentrales-Orte-
Konzept“ wurde unter Berücksichtigung des Beschlusses 
der RV vom 02.09.2015 (Beschluss-Nr. 06/2015) aktuali-
siert, die Anlage 3 „Raumordnerische Verträge“ wurde neu 
eingefügt, die Anlage 4 „Konzept zur Festlegung von Ge-
bieten für die Nutzung der Windenergie im Regionalen Ent-
wicklungsplan für die Planungsregion Magdeburg“ wurde 
unter Berücksichtigung des Beschlusses der RV vom 
26.06.2019 (Beschluss-Nr. 02/2019) überarbeitet und die 
Anlage 5 „Übersicht der Bildungs- und Kultureinrichtun-
gen“ wurde aktualisiert.  
 
Gemäß § 1 Nr. 5 des Gesetzes zur Sicherstellung ord-
nungsgemäßer Planungs- und Genehmigungsverfahren 
während der COVID-19-Pandemie (Plansicherstellungs-
gesetz – PlanSiG – vom 20. Mai 2020 (BGBl. S. 1041) wird 
mitgeteilt, dass Verfahren nach dem ROG zum Anwen-
dungsbereich des PlanSiG zählen. Aus diesem Grund 
werden ausdrücklich folgende Hinweise gegeben:  
 
Die Auslegung erfolgt zusätzlich durch eine Veröffentli-
chung im Internet gemäß § 3 Abs. 1 PlanSiG auf der Seite 

http://www.regionmagdeburg.de/
mailto:info@regionmagdeburg.de
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http://www.regionmagdeburg.de/Regionalplanung/Neu-
aufstellung-REP/.  
 
Zugang für die Abgabe von elektronischen Erklärungen ist 
die E-Mail Adresse info@regionmagdeburg.de. An diese 
können Stellungnahmen gesendet werden. In der Betreff-
zeile bitte „Neuaufstellung REP MD 2. Entwurf“ angeben. 
 
1. Die Öffnungszeiten in der Geschäftsstelle der Regio-

nalen Planungsgemeinschaft Magdeburg, Julius-Bre-
mer-Str. 10, 39104 Magdeburg, sind von Mo. – Fr. 
09:00 – 12:00 Uhr und von Mo. – Do. 12:00 – 15:00 
Uhr. 

 
2. Die Öffnungszeiten des Landkreises Börde, Bornsche 

Straße 2, 39340 Haldensleben, sind am Di. 09:00 – 
15:00 Uhr, am Mi. 09:00 – 15:00 Uhr und am Do. 09:00 
– 15:00 Uhr. 

 
3. Die Öffnungszeiten des Landkreises Jerichower Land, 

Pressestelle Zimmer 28, Bahnhofstraße 9, 39288 
Burg, sind am Mo. 08:30 – 16:00 Uhr, am Di. 08:30 – 
16:00 Uhr, am Mi. 08:30 – 16:00 Uhr, am Do. 08:30 – 
17:00 Uhr und am Fr. 08:30 – 12:00 Uhr. 

 
4. Die Öffnungszeiten des Salzlandkreises, Kreishaus 1 

Aschersleben, Fachdienst Kreis- und Wirtschaftsent-
wicklung und Tourismus Zimmer 320, Ermslebener 
Straße 77, 06449 Aschersleben, sind am Mo. 09:00 – 
12:00 Uhr, am Di. 09:00 – 12:00 Uhr und 14:00 – 18:00 
Uhr, am Do. 09:00 – 12:00 Uhr und 14:00 – 16:00 Uhr 
und am Fr. 09:00 – 12:00 Uhr. 

 
5. Die Öffnungszeiten der Landeshauptstadt Magdeburg, 

Baudezernat, Foyer und Zimmer 609, An der Stein-
kuhle 6, 39124 Magdeburg, sind am Di. 09:00 – 12:00 
Uhr und 14:00 – 17:00 Uhr. 

 
Die Sprechzeiten in den Städten und Gemeinden sind fol-
gende:  
 

 

 

http://www.regionmagdeburg.de/Regionalplanung/Neuaufstellung-REP/
http://www.regionmagdeburg.de/Regionalplanung/Neuaufstellung-REP/
mailto:info@regionmagdeburg.de
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1. Verordnung der Polizeiinspektion Magdeburg zur 
Einrichtung einer Waffenverbotszone im Bereich des 
Hauptbahnhofs der Landeshauptstadt Magdeburg 
(WaffVZ-VO Hbf. PI MD) 
einschließlich Übersichtskarte 

 
2. Verordnung der Polizeiinspektion Halle (Saale) zur 

Änderung der Verordnung über die Einrichtung einer 
Waffenverbotszone in Halle (Saale) im Bereich 
Riebeckplatz 
(WaffVZ-VO HAL Riebeckplatz) 
 



Verordnung der Polizeiinspektion Magdeburg zur Einrichtung einer Waffenver­

botszone im Bereich des Hauptbahnhofs der Landeshauptstadt Magdeburg

(WaffVZ-VO Hbf. PI MD)

vom 5. Januar 2021ZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

A u fg ru n d d e s  §  4 2  A b s a tz  5  S ä tz e  1 u n d  4  u n d  A b s a tz  6  S ä tz e  1 u n d  4  d e s  W a ffe n g e s e tz e s  

(W a ffG ) v o m  1 1 . O k to b e r  2 0 0 2  (B G B l. I S . 3 9 7 0 , 4 5 9 2 ; 2 0 0 3  I S . 1 9 5 7 ) , z u le tz t  g e ä n d e rt d u rc h  

A r t ik e l 2 2 8  d e r V e ro rd n u n g  v o m  1 9 . J u n i 2 0 2 0  (B G B l. I S . 1 3 2 8 ) in  V e rb in d u n g  m it §  1 d e r 

V e ro rd n u n g  z u r Ü b e r tra g u n g  d e r V e ro rd n u n g s e rm ä c h t ig u n g  n a c h  d e m  W a ffe n g e s e tz  v o m  1 4 . 

A p r il 2 0 2 0  (G V B I. IS A  S . 1 8 9 ) in  V e rb in d u n g  m it §  1 d e r V e ro rd n u n g  z u r Ü b e r tra g u n g  d e r 

V e ro rd n u n g s e rm ä c h t ig u n g  z u m  V e rb o t o d e r  z u r B e s c h rä n k u n g  d e s  F ü h re n s  v o n  W a ffe n  v o m  

2 9 . A p r il 2 0 2 0  (G V B I. IS A  S . 2 1 8 ) w ird  v e ro rd n e t:

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich

D ie  V e ro rd n u n g  g ilt  fü r  d e n  rä u m lic h e n  B e re ic h  d e s  H a u p tb a h n h o fe s  in  d e r L a n d e s h a u p ts ta d t 

M a g d e b u rg  u n d  u m fa s s t d a s  n a c h s te h e n d  b e s c h r ie b e n e  u n d  in  d e r A n la g e  m it d e r k a r to g ra fi­

s c h e n  D a rs te llu n g  d e r W a ffe n v e rb o ts z o n e  z u  d ie s e r  V e ro rd n u n g  g e k e n n z e ic h n e te  G e b ie t:

W illy -B ra n d t-P la tz , d e n  H a u p tb a h n h o f M a g d e b u rg  u n d  d e n  K o n ra d -A d e n a u e r-P la tz  m it d e m  

Z e n tra le n  O m n ib u s b a h n h o f (Z O B ) in  fo lg e n d e n  G re n z e n :

-  im  N o rd e n : n ö rd lic h e r G e h w e g  E rn s t-R e u te r-A lle e , b e g in n e n d  a u f H ö h e  w e s t lic h  

d e r B a h n g le is e  b is  z u r E c k e  E in m ü n d u n g  W illy -B ra n d t-P la tz ,

-  im  O s te n : E rn s t-R e u te r -A lle e , E c k e  E in m ü n d u n g  W illy -B ra n d t-P la tz  in  s ü d lic h e r 

R ic h tu n g  v e r la u fe n d , e n t la n g  d e r W e s tfa s s a d e  d e s  C ity  C a rre s  b is  z u r B a h n h o f­

s tra ß e  a u f H ö h e  N o rd s e ite  d e s  In te rc ity H o te ls  M a g d e b u rg  (B a h n h o fs tra ß e  6 9 ; A d ­

re s s e  w ie  H a u p tb a h n h o f) ,

-  im  S ü d e n : C ity  C a rre  a u f H ö h e  N o rd s e ite  d e s  In te rc ity H o te ls  M a g d e b u rg  in  R ic h ­

tu n g  W e s te n  b is  z u r n o rd w e s t lic h e n  E c k e  d e s  In te rc ity H o te ls  M a g d e b u rg , w e ite r in  

s ü d lic h e r  R ic h tu n g  b is  a u f H ö h e  d e s  E n d e s  d e s  B a h n s te ig s  9 , fo r t fo lg e n d  a u f d ie s e r

Sachsen-Anhalt
#moderndenken



2

H ö h e  in  w e s t lic h e r R ic h tu n g  b is  z u m  le tz te n  B a h n s te ig  8 , a n  d ie s e m  ä u ß e rs t w e s t­

lic h e n  B a h n s te ig  e n t la n g  in  R ic h tu n g  N o rd e n  b is  z u r s ü d lic h e n  G e b ä u d e s e ite  d e s  

H a u p tb a h n h o fe s  w e ite r  b is  z u r E c k e  K o n ra d -A d e n a u e r-P la tz /M a y b a c h s tr . ,

- im  W e s te n : b e g in n e n d  a n  d e r E c k e  K o n ra d -A d e n a u e r-P la tz /M a y b a c h s s tr . w e ite r  

e n t la n g  d e s  ö s t lic h e n  F u ß w e g s  d e r M a y b a c h s tr . u n d  u n te r E in s c h lu s s  d e s  g e s a m ­

te n  Z O B  w e ite r n o rd w ä r ts  b is  z u m  n ö rd lic h e n  G e h w e g  d e r E rn s t-R e u te r -A lle e .

§ 2 Verbote

Im  G e ltu n g s b e re ic h  g e m ä ß  §  1 is t d a s  F ü h re n

1 ) v o n  W a ffe n  im  S in n e  d e s  §  1 A b s a tz  2  W a ffG  a u f G ru n d la g e  d e s  §  4 2  A b s a tz  5  

S a tz  1 W a ffG

2 ) u n d  M e s s e rn  m it fe s ts te h e n d e r o d e r fe s ts te llb a re r K lin g e  m it e in e r K lin g e n lä n g e  

ü b e r  v ie r  Z e n t im e te r  a u f G ru n d la g e  d e s  §  4 2  A b s a tz  6  S a tz  1 W a ffG

v e rb o te n .

§ 3 Ausnahmen

(1 ) A u s g e n o m m e n  v o m  V e rb o t n a c h  §  2  A b s a tz  1 s in d  d ie je n ig e n  P e rs o n e n ,

a )  fü r d ie  d u rc h  o d e r a u fg ru n d  d e r § §  5 5  u n d  5 6  W a ffG  d a s  W a ffe n g e s e tz  k e in e  

A n w e n d u n g  f in d e t, ,

b )  d ie  V e rw a ltu n g s v o llz u g s b e a m te  im  S in n e  d e s  §  4 9  A b s a tz  1 d e s  G e s e tz e s  ü b e r 

d ie  ö ffe n t lic h e  S ic h e rh e it u n d O rd n u n g d e s L a n d e s S a c h s e n -A n h a lt v o m  

1 7 .1 0 .2 0 1 3  (G V B I. L S A  2 0 1 4 , 1 8 2 , 1 8 3 ) , z u le tz t g e ä n d e r t d u rc h  A r t ik e l 7  d e s  

G e s e tz e s  v o m  1 8 .0 2 .2 0 2 0  (G V B L . L S A  2 5 , 3 9 ) , in  d e r  je w e ils  g ü lt ig e n  F a s s u n g , 

s in d , im  Z u s a m m e n h a n g  m it ih re r d ie n s t lic h e n  T ä t ig k e it ,

c )  d ie  B e d ie n s te te  v o n B e h ö rd e n  u n d  O rg a n is a t io n e n  d e s R e ttu n g s d ie n s te s , 

B ra n d - u n d  K a ta s tro p h e n s c h u tz e s  s o w ie  v o n  P fle g e - u n d  m e d iz in is c h e n  V e r­

s o rg u n g s d ie n s te n  s o w ie  Ä rz te  u n d  m e d iz in is c h e  H ilfs k rä fte  s in d , im  Z u s a m ­

m e n h a n g  m it ih re r  d ie n s t lic h e n  T ä t ig k e it

d )  d ie  im  G e ld - u n d  W e r ttra n s p o r t- o d e r S ic h e rh e its d ie n s t tä t ig  s in d , im  Z u s a m ­

m e n h a n g  m it ih re r  d ie n s t lic h e n  T ä t ig k e it ,
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e ) d ie  In h a b e r v o n  w a ffe n re c h t lic h e n  E r la u b n is s e n  n a c h  §  1 0  A b s a tz  4  W a ffG  s in d  

u n d  d ie  W a ffe  im  U m fa n g  ih re r e n ts p re c h e n d e n  E r la u b n is  fü h re n ,

f)  d ie  W a ffe n  in  v e rs c h lo s s e n e n  B e h ä ltn is s e n  o d e r V e rp a c k u n g e n , d ie  e in e n  u n ­

m it te lb a re n  Z u g r if f  v e rh in d e rn , b e i s ic h  fü h re n ,

(2 ) D ie  z u s tä n d ig e  B e h ö rd e  k a n n  ü b e r A b s a tz  1 h in a u s  v o m  V e rb o t n a c h  §  2  A b s . 1 im  

H in b lic k  a u f d a s  F ü h re n  e in e r  W a ffe  a llg e m e in  u n d  im  E in z e lfa ll w e ite re  A u s n a h m e n  

z u la s s e n  s o w e it e in  b e re c h t ig te s  In te re s s e  b e s te h t u n d  e in e  G e fä h rd u n g  d e r ö f fe n t­

l ic h e n  S ic h e rh e it u n d  O rd n u n g  n ic h t z u  b e s o rg e n  is t .

(3 ) A u s n a h m e n  v o m  V e rb o t n a c h  §  2  A b s a tz  2  g e lte n  fü r d ie je n ig e n  P e rs o n e n , fü r  d ie  

e in  b e re c h tig te s  In te re s s e  z u m  F ü h re n  e in e s  M e s s e rs  m it fe s ts te h e n d e r  o d e r  fe s t­

s te llb a re r K lin g e  m it e in e r K lin g e n lä n g e  ü b e r v ie r Z e n t im e te r  v o r lie g t. E in  b e re c h ­

t ig te s  In te re s s e  lie g t in s b e s o n d e re  v o r, b e i:

a )  In h a b e rn  w a ffe n re c h t lic h e r E r la u b n is s e ,

b )  A n w o h n e rn , A n lie g e rn  u n d  d e m  A n lie fe rv e rk e h r,

c )  G e w e rb e tre ib e n d e n  u n d  b e i ih re n  B e s c h ä ft ig te n  o d e r b e i d e n  v o n  d e n  g e w e r­

b e tre ib e n d e n  B e a u ftra g te n , d ie  M e s s e r  im  Z u s a m m e n h a n g  m it ih re r  B e ru fs a u s ­

ü b u n g  fü h re n ,

d )  P e rs o n e n , d ie  M e s s e r im  Z u s a m m e n h a n g  m it d e r B ra u c h tu m s p fle g e  o d e r d e r 

A u s ü b u n g  d e s  S p o rts  fü h re n ,

e )  P e rs o n e n , d ie  e in  M e s s e r n ic h t z u g r if fs b e re it v o n  e in e m  O rt z u m  a n d e re n  b e ­

fö rd e rn ,

f)  P e rs o n e n , d ie  e in  M e s s e r m it Z u s t im m u n g  e in e s  a n d e re n  in  d e s s e n  H a u s ­

re c h ts b e re ic h  fü h re n , w e n n  d a s  F ü h re n  d e m  Z w e c k  d e s  A u fe n th a lts  in  d e m  

H a u s re c h ts b e re ic h  d ie n t o d e r im  Z u s a m m e n h a n g  d a m it s te h t u n d

g ) d a rü b e r h in a u s  b e i d e n  in  A b s . 1 a ) b is  d ) g e n a n n te n  P e rs o n e n , d ie  d a s  M e s s e r  

im  Z u s a m m e n h a n g  m it d e r d ie n s t lic h e n  T ä t ig k e it  fü h re n .

§ 4 Bußgeldvorschriften

W e r d e n  V e rb o te n  g e m ä ß  §  2  fa h r lä s s ig  o d e r v o rs ä tz lic h  z u w id e rh a n d e lt , h a n d e lt o rd n u n g s ­

w id r ig  im  S in n e  d e s  §  5 3  A b s a tz  1 N r . 2 3  W a ffG .



§ 5 InkrafttretenZYXWVUTSRQPONMLKJIHGFEDCBA

D ie s e  V e ro rd n u n g  tr it t a m  1 . F e b ru a r 2 0 2 1  in  K ra ft .

M a g d e b u rg , d e n  5 . J a n u a r 2 0 2 1

f

H
_ ..i ...

L a n g h a n s

D ire k to r d e r P o liz e iin s p e k t io n  M a g d e b u rg





Verordnung der Polizeiinspektion Halle (Saale)FEDCBA 

zur Änderung der Verordnung über die Einrichtung einer Waffenverbotszone in 

Halle (Saale) im Bereich Riebeckplatz (W affVZ-VO HAL Riebeckplatz)

Aufgrund des § 42 Abs. 5 Sätze 1 und 4 und Abs. 6 Sätze 1 und 4 des W affengesetzes vom  

11. O ktober 2002 (BG Bl. I S . 3970, 4592; 2003 I S . 1957), zu letzt geändert durch A rtike l 228 

der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BG Bl. I S . 1328), in Verb indung m it § 1 der Verordnung 

zur Ü bertragung von Verordnungserm ächtigungen nach dem W affengesetz vom  

14. April 2020 (G VBI. ISA  S. 189) in Verb indung m it § 1 der Verordnung zur Ü bertragung der 

Verordnungserm ächtigung zum  Verbot oder zur Beschränkung des Führens von W affen vom  

29. April 2020 (G VBI. ISA S. 218) w ird verordnet:

D ie Verordnung der Polize iinspektion H alle (Saale) zur Einrichtung einer 

W affenverbotszone in H alle (Saale) im Bereich R iebeckplatz vom 3. D ezem ber 2020 

(Am tsblatt des Landesverw altungsam tes Sachsen-Anhalt vom 15. D ezem ber 2020, 

Seite 161, Anlage zum  Am tsblatt 12/2020) w ird w ie fo lgt geändert:

In § 1 G eltungsbere ich w ird die Angabe „Leipziger Straße (Bereich zw ischen 

R iebeckplatz und M artinstraße)“ durch die Angabe „Leipziger Straße (Bereich 

zw ischen R iebeckplatz und Ende H aus Leipziger S traße H ausnum m er 63 in R ichtung 

Leipziger Turm )“ ersetzt.

vom & . Januar 2021

§1

§2

D iese Verordnung tritt am  Tag nach ihrer Verkündung in Kraft.

H alle (Saale), den ZOZi

Schw an

D irektor der Polize iinspektion H alle (Saale)


